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Her Schutz der Arbeit nach dem üſterreichiſchen 
Gewerbegeſetze. 


Von Dr. Moriz Caſpaar. 


Es iſt ein erfreuliches Zeichen der zunehmenden Humanität, daß 
heute der Schutz der Arbeit eine allſeits anerkannte Bedingung eines 
geordneten Staatslebens bildet, da man noch vor nicht langer Zeit jede 
derartige Forderung als einen Eingriff in die allgemeinen Menſchenrechte 
verurtheilte. 

Die Realpolitik hat den Forderungen der Humanität gegen 
doctrinäre Sophiſtik zum Siege verholfen, ſie hat jenen, welche unter 
dem Scheine des Rechtes ihren Egoismus unbeſchränkt walten ließen, 
die Rechtfertigung nach außen genommen. 


Die öffentliche Meinung ſteht heute auf Seite derer, welche eine 
ſchrankenloſe Ausnützung des freien Arbeitsvertrages verurtheilen und 
ſie mag gewiß manchen durch ihre Autorität bezwingen. 


Die Geſetze zum Schutze der Arbeit ſind der Ausdruck der 
öffentlichen Meinung. Der Inhalt der Geſetzesbeſtimmungen läßt ſich in 
zwei Gebiete theilen, deren jedem wieder eine ſpecielle Aufgabe der 
Verwaltung entſpricht. 


ö 1. Die geſetzliche Beſchränkung des bisher freien Arbeits vertrages; 
dieſe betrifft die Arbeitszeit unter gleichzeitiger Berückſichtigung von 
Alter und Geſchlecht und die Form der Lohnzahlung. 

2. Die Unſallsverhütung und Vorſorge für Hintanhaltung 
geſundheitsſchädlicher Einflüſſe in Arbeitsräumen und Arbeiterwohnungen. 


1 
1. Die Arbeitszeit wird durch eine Reihe geſetzlicher Beſtimmungen 
geregelt. 

Für die Einhaltung derſelben haftet ausſchließlich uur der Arbeits⸗ 
geber, welche Ausnahme von gewöhnlicher Haftbarkeit wohl darin ſeinen 
Grund hat, daß der Arbeitsvertrag überhaupt als einſeitiger Vertrag 
angeſehen wird, wie dies auch im Motivenberichte zur Gewerbegeſetz⸗ 
novelle ſeinen Ausdruck ſand und für den Durchſchnitt der Arbeiter in 
der Praxis ſeine Beſtätigung findet. 

Jene Aenderungen, welche das VI. Hauptſtück unſerer Gewerbe⸗ 
ordnung bezüglich der Arbeitszeit erfahren und deren Durchführung zu 
überwachen eine weſentliche Aufgabe der Gewerbeinſpectoren bildet, haben 
je nach den Gewohnheiten in den einzelnen Induſtriezweigen und nach 
den in einzelnen Ländern verſchiedenen localen Eigenthümlichkeiten mehr 
weniger radikale Aenderungen in der Arbeitsordnung, bezw. Eintheilung 
hervorgebracht. 

Der Umfang der bisher erſchienenen Durchführungsverordnungen, 
die wir doch noch nicht für abgeſchloſſen halten, zeigt aber auch, daß 
es ſchwer iſt, mit wenigen Geſetzesparagraphen die Arbeitsverhältniſſe 
aller Induſtriezweige, die in ihrer techniſchen Einrichtung, in der Eigenart 
ihrer Productionsproceſſe nothwendig verſchiedenartige Arbeitsgewohnheiten 
mit ſich bringen, zu regeln. 
| Es iſt dies auch der Grund, warum andere Staaten auf eine 


Unifizirung ſolcher Beſtimmungen für alle Induſtriezweige verzichten. 
Wir zweifeln nicht daran, daß auch in Oeſterreich noch manche ergänzende 
Verordnung nöthig iſt, um jene Schwierigkeiten zu beſeitigen, die heute 
noch einer allgemein präciſen Durchführung der Beſtimmungen über die 
Arbeitszeit entgegenſtehen. 


Wir ſind überzeugt, daß es der allſeitig rühmend anerkannten 
Thätigkeit der Gewerbeinſpectoren, im Zuſammenwirken mit der 
Verwaltungsbehörde, gelingen wird, dem Geſetze allſeits Geltung zu 
verſchaffen; es iſt aber auch unſerer Anſicht nach Aufgabe der Verwaltung, 
bei dieſer Durchführung den thatſächlichen Verhältniſſen Rechnung zu 
tragen und da, wo ſich unlösbare Schwierigkeiten ergeben, deren Beilegung 
im legalen Wege zu verſuchen, ſei es durch zeitweilige Nachſicht oder 
Erwirkung einer entſprechenden Verordnung. Der Vorwurf, welcher an 
dieſer Stelle in dem Aufſatze „Der zweite Bericht der öſterreichiſchen 
Gewerbeinſpectoren“ Seite 180 (Oeſterr. Zeitſchr. f. Verw. Nr. 40 
de 1886) wegen der nicht völligen Durchführung der geſetzlichen 
Beſtimmungen erhoben wird, fußt wohl auf der Vorausfetzung, daß es 
überhaupt möglich ſei, ein ſo in's Detail des wirthſchaftlichen Lebens 
eingreifendes Geſetz mit einem Schlage zur allſeitigen Durchführung zu 
bringen. Dieſe Vorausſetzung ſteht mit der Erfahrung, die nicht nur in 
Oeſterreich, ſondern auch in anderen Ländern gemacht wurde ), im 
Widerſpruch. Wir würden es für unbillig halten, aus dieſer Thatſache 


) Siehe darüber G. Cohn's Aufſätze über die Erfolge der Arbeitsgeſetz⸗ 
gebung, insbeſondere der Einführung des Normalarbeitstages in der Schweiz. 


der Verwaltung einen Vorwurf zu machen, wir glauben vielmehr, daß 
wir die bisherigen Erfolge der Arbeitsgeſetzgebung in Oeſterreich anerkennen 
müſſen, fowie wir auch mit Beruhigung den weiteren Erfolgen 
entgegenſehen. 

Ein Beiſpiel, daß heute noch manche Frage der Praxis ungelöst 
it, ſei folgendes. Ein Fabrikant hat für die Wartung ſeiner in 
continuirlichem Betriebe ſtehenden Dampfmaſchine zwei Maſchiniſten, 
welchen die Aufſicht über Keſſel und Maſchine anvertraut iſt und die 
ſich um 12 Uhr Mittag und 12 Uhr Mitternacht ablöſen. Nun erkrankt 
eines Nachts der eine Maſchiniſt und kommt nicht zur Ablöſung; da 
nun der Keſſel nicht ohne Aufſicht bleiben kann, ſo wird, bis ein Erſatz 
gefunden iſt, der eine Maſchinenwärter über die geſetzlich vorgeſchriebene Zeit 
am Platze bleiben müſſen. Selbſt für den Fall, als der Betrieb des 
Etabliſſements aus dieſem Grunde eingeſtellt würde, darf ſich der 
Keſſelwärter nicht entfernen. So gibt es aber eine Reihe von Arbeiten, 
welche unbedingt die Anweſenheit eines vertrauten Arbeiters erfordern 
und die aus Rückſicht für die Sicherheit vor Feuers⸗ und Exploſionsgefahr, 
abgeſehen von den Nachtheilen am Vermögen des Unternehmers und 
vom Verdienſtentgang der Mitarbeiter, nicht unterbrochen werden können. 
Die Mannigfaltigkeit der techniſchen Betriebe ergibt häufig mit zwingender 
Nothwendigkeit eine vorübergehende Arbeitszeitverlängerung für einzelne 
Arbeiter. Dieſe Fälle find im Geſetze nicht vorgeſehen, ebenſo nicht in 
den bisher erſchienenen Verordnungen. Mit dem gegebenen Beiſpiele 
ſollte nur gezeigt werden, daß ſich die praktiſche Durchführung der 
Gewerbeordnung nicht in allen möglichen Zwiſchenfällen einfach geſtaltet 
und daß es weder dicker Unkenntniß des Gewerbegeſetzes, noch einer 
falſchen Auffaſſung der im Reichsrathe über die Gewerbeordnung 
gehaltenen Reden bedarf, um darüber im Zweifel zu ſein, was im 


einzelnen Falle Rechtens ſei. 

Die Beſtimmungen rückſichtlich der Arbeitszeit werden ohne Zweifel 
bald allgemein durchgeführt ſein. Daß darunter einzelne Arbeiter, welche 
im Accordlohne durch Arbeitszeitüberſchreitungen Vortheil zogen, Einbuße 
erleiden, kann den Werth der Maßregel nicht beeinflußen, es wird dieſe 
Differenz reichlich aufgewogen durch die großen Vortheile, welche die 
gekürzte Arbeitszeit im Ganzen mit ſich bringt. Bei Induſtrien mit 
continuirlichem Betrieb und zweifacher Arbeiterbeſetzung konnte überhaupt 
von Ueberzeiten größerer Mannſchaften nicht die Rede ſein. In vielen 
Fällen iſt auch der von der Geſetzgebung beabfichtigte Erfolg: Verkürzung 
der Arbeitszeit bei gleichem Lohn eingetreten. 

Was die Arbeit der Kinder, der jugendlichen Hilfsarbeiter, ſowie 
die Frauenarbeit betrifft, ſo hat allerdings auch hier das Bedürfniß der 
Praxis zu manchen Ausnahmsbeſtimmungen Veranlaſſung gegeben, doch 
wird gewiß auch auf dieſem Gebiete, das der Fürſorge der Verwaltung 
in höherem Maße bedarf, als die Arbeitszeit des erwachſenen Arbeiters, 
die nothwendige Ordnung erzielt werden. 

Was die Lohnzahlung betrifft ($ 78 a b ce), fo berufen wir 
uns diesmal auf die an dieſer Stelle veröffentlichten Aufſätze. Es iſt 
gewiß nothwendig, daß jedes Truck⸗Syſtem hintangehalten werde, ſowie 
auch jene Formen der Lohnabzüge, die wir ſelbſt auf Seite 106 Nr. 25 
Jahrgang XVIII dieſer Zeitſchrift charakteriſirt haben, unbedingt 
vermieden werden müſſen. Deſſenungeachtet ſind heute noch nicht alle 
Zweifel in dieſer Frage behoben, ſpeciell was den Anſchaffungspreis 
der den Arbeitern abgegebenen Lebensmittel betrifft; insbeſondere ſind 
aber auch die zuläſſigen Creditirungsformen nicht genügend feſtgeſtellt. 
Dieſe Frage hängt zuſammen mit den Lohnzahlungsterminen, die bei 
uns nicht geſetzlich normirt ſind. Lange Zahlungstermine machen das 
Creditweſen nothwendig; wenn man Veranlaſſung zu haben glaubte, die 
Löhnungstermine nicht geſetzlich feſtzuſtellen, ſo hätte man anderſeits 
für eine genauere Präciſirung des Arbeitercreditweſens ſorgen ſollen. 

Heute wird die Regelung dieſer Fragen ausſchließlich von der 
Wohlmeinung der Verwaltungsbehörde abhängen. 

Die bisher beſprochenen Maßregeln zum Schutze der Arbeit 
laſſen ſich nach Behebung der etwa noch beſtehenden Zweifel gewiß 
insgeſammt durchführen; ſie beſchränken ſich ja weſentlich auf Verbote, 
deren Einhaltung verhältnißmäßig leichter controlirt und eventuell auch 
vom Fabriksbeſitzer erzwungen werden kann. 


(Schluß folgt.) 
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Mittheilungen aus der Praxis. 
Beſeitigung eines geſcheiterten Schiffes oder der Ladung desſel⸗ 
ben aus dem Strombette der Donau, wenn dieſe Gegenftande ein 

Hinderniß der Donaufchifffahrt bilden. 
Zur Frage, ob der Schiffseigenthümer ohne Rückſicht auf das 
Verſchulden an der Scheiterung des Schiffes für die Beſeitigung 
des Hinderniſſes einzuſtehen hat. (§§ 25 und 58 der prov. 
Schifffahrts⸗ und Strompolizei⸗Ordnung für die Donau vom 

31. Auguſt 1874.) 


Am 10. October 1884 ſtieß eine dem Johann A. in W. gehö⸗ 
rige, von dem Stauführer Leopold R. aus L. geführte, mit circa 
500 Faß hydrauliſchen Kalkes beladene Ruderplätte bei der Thalfahrt 
an das 12. Joch der Donaubrücke in S. und verſank unterhalb dieſer 
Jochöffnung, ſo daß dieſe für ſämmtliche Schiffe unfahrbar wurde. 

Leopold R., welcher ein Schifferpatent des Bezirksamtes E. vom 
11. Mai 1858 beſaß, gab an, daß er am 10. October 1884 um 
8 Uhr Früh von F. weggefahren ſei und, vor der Brücke in S. ange⸗ 
kommen, die Richtung gegen das 12er Joch genommen habe, da ſeit 
dem früheren Schiffsunſalle bei den Jochen 15 und 16 durch die ver⸗ 
funfenen Schlepper das Waſſer gegen das linke Ufer getrieben wurde 
und er nicht wußte, daß der große Schlepper, welcher zumeiſt das 
Waſſer abſprengte, bereits beſeitigt ſei. Sein Schiff ſei mit der rechten 
Bordſeite an das Joch 12 angefahren, wodurch die Seitenwand einge⸗ 
drückt wurde und das Schiff Waſſer fing; dieſes ging ſogleich unter, 
wurde durch das Waſſer noch 12 Meter unterhalb die Brücke geſcho⸗ 
ben und ſtellte ſich ſo, daß der Schiffsbug durch die nach vorne 
rollende Laſt an den Boden gedrückt wurde, während das Steuer in 
die Höhe ging. Die Sondirung habe ergeben, daß der höchſte Punkt 
des verſunkenen Schiffes 1˙8 Meter unter Null lag. 

Laut techniſcher Aeußerung war die Lage des Schiffes nach der 
Sondirung am 21. October 1884 unverändert, und wurde demnach 
dargelegt, daß das verſunkene Schiff bei dem im Spätherbſte gewöhnlich 
eintretenden, ſehr niederen Waſſerſtande der Schifffahrt hinderlich werden 


könnte, weshalb Johann A. nach § 25 der Miniſterialverordnung vom 


31. Auguſt 1874, R. G. Bl. Nr. 122 (prov. Schifffahrts⸗ und Strom⸗ 
polizei⸗Ordnung für die Donau), aufzufordern wäre, die Ladung des 
Schiffes bis auf 2˙8 Meter Tiefe unter Null abzuräumen, reſpective 
zu beſeitigen, zu welchem Behufe A. ſich mit der Donau⸗Dampfſchiff⸗ 
fahrtsgeſellſchaft in's Einvernehmen ſetzen möge, damit die Ladung ver⸗ 
mittelſt eines ſogenannten Rechenſchiffes entfernt und dadurch die Pafſi⸗ 
rung der Jochöffnung 12 nicht beirrt werde. 

Die Bezirkshauptmannſchaft K. erließ nun mit Note vom 24. Octo⸗ 
ber 1884 im Wege der Bezirkshauptmannſchaft in N. dieſen Auftrag 
an A. und bemerkte, daß, falls A. mit dieſen Arbeiten nicht bis 3. No⸗ 
vember 1884 in der angedeuteten Weiſe oder auf andere Art be⸗ 
ginnen ſollte, die Bezirkshauptmannſchaft die Arbeiten auf ſeine Gefahr 
und Koſten veranlaſſen würde. 

A. erhielt am 28. October 1884 dieſen Auftrag zugeſtellt. Am 
6. November 1884 langte bei der Bezirkshauptmannſchaft K. eine Ein⸗ 
gabe des A. ein, in welcher er um Enthebung von der ihm aufgetrage⸗ 
nen Leiſtung, eventuell Vornahme einer commiſſionellen Verhandlung 
bat, da er und ſeine Leute nicht verſtändigt worden waren, daß der 
bei dem früheren Schiffsunfalle verſunkene große Schlepper bei Joch 15 
und 16 gehoben worden ſei, er und ſeine Leute daher nicht an der 
Verunglückung ſeines Schiffes, wodurch er 3000 fl. Schaden erleide, 
Schuld tragen und er nicht verpflichtet ſei, die ausgetragenen Arbeiten 
auszuführen. 

Hierüber erſuchte die Bezirkshauptmannſchaft K. unterm 9. No⸗ 
vember 1884, sub Z. 13.941, die Direction der Dampſſchifffahrts⸗ 
geſellſchaft, von dem verſunkenen Schiffe des Johann A. die Kalkfäſſer 
mittelſt eines Rechenſchiffes bis auf eine Tiefe von 2˙8 Meter zu be⸗ 
ſeitigen und die Koſtennachweiſung vorzulegen und wurde hievon unter 
Einem A. im Wege der Bezirkshauptmannſchaft in N. mit dem Bei⸗ 
fügen verſtändigt, daß dieſe Verfügung auf § 25 der bezogenen Mini⸗ 
ſterialverordnung baſtre und das dem A. etwa zuſtehende Regreßrecht 
gegen dritte Perſonen hiedurch nicht alterirt werde. Die von der Be⸗ 
zirkshauptmannſchaft K. angeordnete Arbeit wurde durch die Donau⸗ 
Dampfſchifffahrtsgeſellſchaft am 12. und 13. November ausgeführt und be⸗ 
zifferte dieſe Geſellſchaft die Koſten mit dem Pauſchalbetrage von 450 fl. 
Die Bezirkshauptmannſchaft K. trug ſonach mit Erlaß vom 19. Jänner 


1885, 8. 15.344, dem Johaun A. den Erſatz des obigen Betrages 
von 450 fl. auf. 

In dem gegen dieſen Zahlungsauftrag eingebrachten Recurſe 
wurde ausgeführt, daß ein Verſchulden im Sinne des $ 25 der Verord⸗ 
nung vom 31. Auguſt 1874 weder A. noch ſeine Leute treffen könne, 
daher nach 8 24 dieſer Verordnung der Staat die Koſten zu tragen 
habe. Denn in Folge früherer Havarie der Schiffe der Dampfſchifffahrts⸗ 
geſellſchaft mußte die Durchfahrt bei der Brücke verändert werden und 
bis zum 10. October 1884 ſei jede Veränderung in der Durchfahrt 
bei der Brücke in S. den Schiffern, veipective Stauführern der thalab 
fahrenden Schiffe in D. durch einen Poſten mittelſt Zurufens angezeigt 
worden. Am 10. October 1884 ſei dieſer Poſten nicht da geweſen, 
der Stauführer habe daher kein Aviſo erhalten und ſei überzeugt ge⸗ 
weſen, daß die Durchfahrt dieſelbe wie früher ſei; erſt ganz in der 
Nähe der Brücke habe er bemerkt, daß ein leerer Schlepper mitten im 
Waſſer verhaftet war, daß ein havarirtes Schiff gänzlich gehoben war, 
daher die Durchfahrt ganz verändert worden ſei und trotzdem er und 
ſeine Leute aus Leibeskräften an der Rettung des Schiffes arbeiteten, 
ſei das Unglück nicht zu verhüten geweſen. Die Dampfſchifffahrtsgeſell⸗ 
ſchaft war nach SS 39 und 76 der citirten Miniſterialverordnung ver⸗ 
pflichtet, während der ganzen Zeit, als durch ihre havarirten Schiffe 
an der Brücke die Durchfahrt geändert wurde, einen permanenten Poſten 
für die Woifirung der thalab fahrenden Schiffe aufzuſtellen. Dieſer Aviſo⸗ 
poſten habe am 10. October gefehlt, wenigſtens habe der Schiffsführer 
ein Aviſo nicht erhalten und begründe dieſe Unterlaſſung ſeitens der 
Dampfſchifffahrtsgeſellſchaft die Urſache der Havarie ſeines Schiffes. 

Die in Folge der Recurseinwendungen von der Statthalterei ver⸗ 
anlaßten Erhebungen ergaben folgendes Reſultat: Nach der Havarie von 
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boten war und dieſe Tieferlegung auf das vorgeſchriebene Maß that⸗ 
ſächlich bewerkſtelligt wurde, mußte der Recurs zurückgewieſen werden.“ 
In dem gegen dieſe Eutſcheidung eingebrachten Miniſterialrecurſe 
wurde ausgeführt, daß § 58, Al. 3 nur von einer augenblicklichen 
Maßregel ſogleich nach dem Unfalle handle und auch nicht ausſpreche, 
daß dies auf Koſten des Schiffführers geſchehen müſſe. Der $ 58 bilde 
eine Fahrregel mit proviſoriſchem Charakter und könne § 25 nicht alte 
riren oder gar illuſoriſch machen. In dem vorliegenden Falle handle es 
ſich um keine Herausnahme, ſondern um Tieferlegung der Ladung. Im 
vorliegenden Falle war die Herausnahme, d. i. die Anuslandſchaffung, 
offenbar nicht nothwendig oder nicht möglich. Die Trümmer wurden 
gar nicht aus dem Flußbette herausgenommen, ſondern wurden nur 
tiefergelegt. Zur Tieferlegung verpflichtet nicht 8 58, Al. 3. Die 
Schuldfrage könne von der Frage, wer die Koſten zu tragen habe, 
nicht getrennt werden und haben die politiſchen Behörden zugleich 
über erſtere abzuſprechen. Daß er und ſein Schiffführer an dem Un⸗ 
falle nicht Schuld ſeien, habe er bereits nachgewieſen und ſei er bereit, 
durch eidliche Einvernahme von Zeugen zu erhärten. 
| Das k. k. Miniſterium des Innern hat mit Entſcheidung vom 
10. Juli 1886, 3. 6603, dem Recurſe des Johann A. „aus den 
Gründen der angefochtenen Entſcheidung keine Folge gegeben“. —r. 


5 Thatſache, daß eine Perſon unbefugt ausgewandert iſt und 

ſich der Stellungspflicht entzogen hat, genügt an und für ſich 
(nicht, um derfelben die Ausfolgung ihres in gerichtlicher Ver⸗ 
| wahrung befindlichen Vermögens zu verweigern. 


Mit dem Geſuche de praes. 13. März 1885, 3. 2581, be⸗ 


drei Schleppern der Dampfſchifffahrtsgeſellſchaft bei den Jochen 15 und gehrte Johaun P. in W. als Bevollmächtigter des Franz P. in New⸗ 
16 der Brücke in S. (7. September 1884) wurde über ämtliche Er⸗ York die Ausfolgung des in der Waiſencaſſa des k. k. Bezirksgerichtes 
innerung nach § 76 die Aufſtellung einer Fahnenwache bei D. ſeitens in W. für den am 23. October 1859 geborenen Franz P. nach Joſeph 
der Dampfſchifffahrtsagentie in S. veraulaßt. Durch die verſunkenen drei und Maria P. aus W. erliegenden Vermögens per 1514 fl. 26 kr. 
Schlepper wurde bei der Brücke eine Stauung hervorgerufen, welche Das k. k. Bezirksgericht in W. hat mit Beſcheid vom 11. Juli 
ſtromaufwärts auf circa 120 Meter von der Brücke und ſeitwärts gegen 1885, 3 6244, die Ausfolgung verweigert, weil nach § 1008 a. b. 
rechts bis zum Ufer und gegen links bis Joch 10 ſich erſtreckte. Die G. B., wenn ein für irgend Jemanden erlegtes Geld an eine dritte 
Schiffe mußten daher nicht, wie ſonſt, die Richtung auf die Mitte der | Perſon ausgefolgt werden ſoll, dazu eine beſondere, auf Ausfolgung 


Durchfahrtsöffnung der Brücke nehmen, ſondern mehr rechts, ungefähr 
gegen Joch 12, ſich halten. Aus dem mit der Fahnenwache aufgenom⸗ 
menen Protokolle vom 21. Juli 1885 ging hervor, daß eine Verſtän⸗ 


digung der Fahnenwache ſeitens der mit den Hebungsarbeiten betrauten 


Organe der Dampfſchifffahrtsgeſellſchaft über die am 7. October 1884 
erfolgte Hebung eines Schleppers nicht veranlaßt wurde. 

Die Statthalterei gab mit Entſcheidung vom 20. Auguſt 1885 
dem Recurſe des A. hinſichtlich der Verpflichtung zum Erſatze der Koſten 
keine Folge, ſetzte jedoch die Höhe dieſer Koſten in Abänderung der an⸗ 
gefochtenen Entſcheidung mit 258 fl. 45 kr. feſt. Gründe: „Alle im 
Hauptſtrome der Donau befindlichen Schifffahrtshinderniſſe müſſen im 
Intereſſe der Schifffahrt beſeitigt werden. Wird das Hinderniß durch einen 
Baum, Stock oder anderen Gegenſtand gebildet, deſſen Vorhandenſein 
Niemandem zur Laſt fällt, ſo wird es auf Staatskoſten ausgewunden 
und beſeitigt (5 24 Vdg. vom 31. Auguſt 1874); alle anderen im 
Strome befindlichen Hinderniſſe müſſen jedoch von den Parteien ent⸗ 
fernt werden. Verſinkt ein Schiff und bildet dieſes oder deſſen Ladung 
ein Hinderniß, ſo iſt es ganz ausgeſchloſſen, daß der Staat derlei Hin⸗ 
derniſſe beſeitigt, da die Entfernung der Schiffstrümmer eines verſunke⸗ 
nen Schiffes oder deſſen Ladung Sache des Schiffführers iſt (§ 58, 
Al. 3 eit. Vdg.). Inſoferne nun im vorliegenden Falle der Schiffführer dieſer 
Pflicht nicht nachgekommen iſt, wozu er nach obiger Geſetzesſtelle unbe⸗ 
dingt verpflichtet geweſen wäre, trägt er Schuld an dem Vorhandenſein 
des Hinderniſſes und es kann der Staat auf Koſten des Eigenthümers 
die Beſeitigung des Objectes veranlaſſen (§ 25 cit. Vdg.). Die Frage, 
ob der Schiffführer oder Eigenthümer an dem Unfalle Schuld trägt, 
welcher dem Verſinken des Schiffes und ſomit der Bildung des Schiff⸗ 
fahrtshinderniſſes vorhergegangen iſt, kommt hiebei gar nicht in Be⸗ 
tracht, da 8 58, Al. 3 die Pflicht der Entfernung der Schiffstrümmer 
und Ladung ganz ohne Rückſicht darauf, wen die Schuld an dem Un⸗ 
falle trifft, dem Schiffführer auferlegt. Nachdem nach dem Vorhergefag⸗ 
ten die Frage der Schuld nicht maßgebend iſt, ſondern erſt im gericht⸗ 
lichen Verfahren bei Verfolgung des dem Schiffseigenthümer zuftehenden 
Regreßrechtes in Betracht kommt, ſerner aus ſtrompolizeilichen Rückſich⸗ 
ten die Entfernung, reſpective Tieferlegung der Ladung dringend ge⸗ 


dieſes Geldes lautende Vollmacht nothwendig iſt, als welche die vorge⸗ 
legte, in Neiw-Yorf ddo. 18. Februar 1885 ausgeſtellte Vollmacht, 
welche zu allgemein lautet, nicht angeſehen werden kann. 

Den Recurs des Johann P. noe. des Franz P. hat das k. k. Ober⸗ 
landesgericht in Prag mit Erledigung vom 13. Jänner 1886, Z. 436, 
abgewieſen, weil Franz P. laut der Mittheilungen der k. k. Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft vom 12. November 1885, 3. 24.994, und der k. k. Statt⸗ 
halterei vom 29. December 1885, 3. 99.448, als ohne Bewilligung 
der zuſtändigen Behörde ausgewandert und ſtellungsflüchtig anzuſehen 
iſt, ſomit in Gemäßheit der SS 42 und 45 des Wehrgeſetzes vom 
5. December 1868, R. G. Bl. Nr. 151, und § 54 des Nachtrags⸗ 
geſetzes zu demſelben vom 2. October 1882, R. G. Bl. Nr. 153, den 
daſelbſt feſtgeſetzten Strafen unterzogen werden kann und daher dafür 
Sorge getragen werden muß, daß die eventuell ausgeſprochenen Geld⸗ 
ſtrafen ſeinerzeit in Vollzug geſetzt werden können, zu welchem Behufe 
der für Franz P. in der Waiſencaſſa des k. k. Bezirksgerichtes in W. 
erliegende Betrag von 1514 fl. 26 kr. als Deckung zurückgehalten 
werden muß, welcher Maßregel auch Art. 4 des Staatsgrundgeſetzes 
vom 21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 142, nicht entgegenſteht, 
da die Freiheit der Auswanderung durch die Wehrpflicht beſchränkt iſt 
und ſelbſt Abfahrtsgelder in Anwendung der Reciprocität erhoben wer⸗ 

den können. 

Dem außerordentlichen Reviſionsrecurſe des Johann P. noe. des 
Franz P. hat der k. k. oberſte Gerichtshof mit Entſcheidung vom 
25. Mai 1886, 3. 6284, dahin ſtattzugeben befunden, daß in theil⸗ 
weiſer Aenderung der angefochtenen untergerichtlichen Erledigungen die 
mit dem Geſuche de praes. 13. März 1885, 3. 2581, begehrte 
Ausfolgung des in der Waiſencaſſa des k. k. Bezirksgerichtes in W. 
für Franz P. nach Joſeph und Marie P. erliegenden Vermögens bis 
auf den in der Waiſencaſſa zurückzubehaltenden Betrag von 200 fl. be⸗ 
willigt und dem k. k. Bezirksgerichte in W. verordnet wird, wegen der 
Erfolglaſſung des diesfälligen Betrages an den Einſchreiter Johann P., 
r Vollmacht bei Gericht zu verbleiben hat, das Weitere dem Ge⸗ 
ſetze gemäß zu verfügen; dies in Anbetracht, daß Franz P. nach dem 
län den Acten erliegenden Taufſcheine bereits am 3. October 1883 die 


an = 


phyſiſche Großjährigkeit erlangt hat; daß die von Johann P. mit dem hohen k. k. Miniſterium des Innern ertheilten Ermächtigung eine Durchführungs⸗ 
Geſuche de praes. 13. März 1885, 3. 2581, gelegte Vollmacht des verordnung zum Landesgeſetze vom 18. Februar 1885, L. G. Bl. Nr. 13, 
Franz P. nach § 1008 a. b. G. B. zur Erhebung des für Letzteren betreffend die Verwendung von Privathengſten zum Beſchälen, erlaſſen wird. 


in der Waiſencaſſa erliegenden Vermögens genügt; daß, wenn auch X. Stück. Ausgeg. am 30. Juli. — 17. Geſetz vom 29. Juni 1886, 
Franz P. dermal in Nordamerika ſich aufhält, das allein noch nicht betreffend die Verbauung und Correction des Trebiza-Baches bei Ratſchach. 
zureicht, ihm die Dispoſitionsſähigkeit in Bezug auf das erwähnte Ver⸗ XI. Stück. Ausgeg. am 7. September. — 18. Kundmachung der k. k. 


mögen abzusprechen, zumal nach Art. 4 des Staatsgrundgeſetzes vom Landesregierung für Krain vom 13. Auguſt 1886, Z. 2383 Pr., womit eine 
21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 142, die Freiheit der Auswan⸗ Cholera-Juſtruction verlautbart wird. 
derung lediglich durch die Wehrpflicht beſchränkt ift, übrigens gegen XII. Stück. Ausgeg. am 7. September. — 19. Kundmachung der k. k. 
Franz P. in dieſer Richtung, nämlich in Betreff der unbefugten Aus⸗ Landesregierung in Laibach vom 21. Juli 1886, 3. 6531, womit für die 
wanderung, ein Erkenntniß noch gar nicht geſchöpft wurde, anderſeits, politiſchen Bezirke Rudolſswerth und Tſchernembl und den Gerichtsbezirk Gottſchee 
inſofern es ſich lediglich um eine Sicherſtellung handelt, die k. k. Statt⸗ der k. k. Ingenieur Thomas Valka in Rudolfswerth zum Dampfleſſelprüfungs⸗ 
halterei mit der Note vom 29. December 1885, Z. 99.448, den An⸗ Commiſſär beſtimmt wurde. — 20. Kundmachung der k. k. Landesregierung für 
ſpruch auf Zurückhaltung des dem Franz P. gehörigen Waiſencaſſaver⸗ Krain vom 20. Auguſt 1886, 8. 2538 Pr., betreffend die Vorkehrungen gegen 
mögens lediglich auf den Betrag von 200 fl. beſchränkt hat. die Eholeragefahr. 
Oeſt. Not.⸗Ztſchr. XIII. Stück. Ausgeg. am 30. September. — 21. Kundmachung des k. k. 
Landespräſidenten in Krain vom 31. Auguſt 1886, Z. 2501 Pr, betreffend die 
Du Stempel⸗ und Gebührenbefreiung der Verbauung und Correction des Trebiza⸗ 
Ti teratur. Baches bei Ratſchach. — 22. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten in Krain 
vom 22. September 1886, Z. 2419 Pr., womit auf Grund der Ermächtigung 
des hohen k. k. Ackerbauminiſteriums vom 7. Juli 1886, 3. 8750, das in 
Gemäßheit des 8 2 des Geſetzes vom 29. Juni 1886, L. G. Bl. Nr. 17, 
betreffend die Verbauung und Correction des Trebiza⸗Baches bei Ratſchach, 
zwiſchen der Regierung und dem krainiſchen Landesausſchuſſe abgeſchloſſene 
Uebereinkommen kundgemacht wird. 

XIV. Stück. Ausgeg. am 3. November. — 23. Kundmachung der k. k. 
| Landesregierung für Krain vom 4. September 1886, Z. 6281, betreffend jene, 
nur zu Heilzwecken verwendeten Artikel, dereu Feilhalten und Verkauf auch 
anderen Geſchäften als Apotheken geſtattet iſt. — 24. Kundmachung des k. k. 
Landespräſidenten für Krain vom 25. October 1886, Z. 3383 Pr., betreffend 
die Einhebung einer ſelbſtſtändigen Bierauflage in der Stadtgemeinde Krainburg 
für das Jahr 1886. 


Dr. Karl Hugelmann: Studien zum öſterreichiſchen Ver⸗ 
faſſungs rechte. I. Wien, Manz, 1886. 

Die in den Jahrgängen 1885 und 1886 dieſer Zeitſchrift veröffentlichten 
Studien des Verfaſſers zum öſterreichiſchen Verfaſſungsrechte erſcheinen hier in 
einem Separatabdrucke, welcher die Verbreitung dieſer gedrängten, aber inhalt⸗ 
reichen Darſtellung einer auffallend ſelten bearbeiteten und doch hochwichtigen 
Materie des einheimiſchen öffentlichen Rechtes in weiteren Kreiſen bezweckt. Wir 
erachten es entſchieden von Uebel, daß für die Fortbildung des Verfaſſungsrechtes 
bei uns beinahe ausſchließlich die Tagespreſſe mit ihren wechſelnden Partei⸗ 
tendenzen befliſſen iſt — und freuen uns über den obigen gelungenen Verſuch, 
die bisherige und künftige Entwicklung unſeres Verfaſſungsrechtes nach bewährten 
Prineipien des öffentlichen Rechtes und nur nach dieſen zu erörtern, um jo mehr, 
als auch die nichtdeutſche Fachpreſſe demſelben verdiente Anerkennung angedeihen 
läßt. Im „Prävnik“ Nr. XXII ex 1886, S. 783 u. ff., wird beiſpielsweiſe 
unter Anknüpfung an die früher erſchienenen Studien des Verfaſſers über die 
Rechtsverhältniſſe der Nationalitäten, dann zum Vereins⸗ und Verſammlungs⸗ 
rechte der nicht gewöhnlichen Emſigkeit und dem ſcharfen kritiſchen Blicke des 
Verfaſſers Lob gezollt, wie auch unter Anderem rühmend hervorgehoben, daß 
aus dem reichen, zu Gebote geſtandenen Materiale nur das ſtreng zur Sache 
Gehörige ausgewählt und an deſſen Bearbeitung mit der von Parteiſtrömungen 
unbeeinflußten Unbefangenheit des Juriſten herangetreten wurde. Da der 
ſorgſame Kritiker in manchen Details einer vom Verfaſſer abweichenden Auf⸗ 
faſſung huldigt, iſt ſeine rückhaltloſe Zuſtimmung in den zahlreicheren Fällen 
um ſo beachtenswerther, ſo z. B. betreffs der hiſtoriſchen Nothwendigkeit des Fort⸗ 
ſchreitens zur Einführung der directen Reichsrathswahlen, der ungenügenden 
Vertretung der Curie der Landgemeinden u. a. m. Auch das vom Verfaſſer 
aufgeſtellte Prognoſticon der möglichen Entwicklung in der nächſten Zukunft nach 
der Richtung einer noch größeren Ausdehnung des Wahlrechtes und einer auch 
nach richtiger ſtaatspolitiſcher Erwägung gebotenen Einſchränkung der Großgrund⸗ 
beſitzer⸗ und Handelskammer⸗Curien im Abgeordnetenhauſe wird als nicht unzu⸗ 
treffend betont. Da ſchließlich die Studien — nach der Bezeichnung „I.“ — 
eine Fortſetzung erhalten dürften, haben wir jedenfalls Urſache, derſelben mit 
beſonderem Intereſſe entgegenzuſehen. R. 


(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben dem Sectionschef im Handelsminiſterium Dr. Hein⸗ 
rich Ritter von Wittek den Orden der eiſernen Krone zweiter Claſſe taxfrei 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterialrathe im Miniſterium für Cultus 
uud Unterricht Dr. Benno Ritter von David das Ritterkreuz des Leopold⸗ 
Ordens taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Miniſterialſeeretär im Handelsminiſterium 
Dr. Erneſt von Körber zum Sections rathe extra statum dieſes Miniſteriums 
ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterialſecretär im Handelsminiſterium 
Dr. Emil Hardt und dem Poſtrathe Dr. Rudolph Neubauer taxfrei den 
Titel und Charakter eines Sectionsrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Poſtinſpeetor im Handelsminiſterium Johann 
Winkler den Titel und Charakter eines Ober⸗Poſtinſpectors verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem See Oberinſpector und Vorſtande des Hafen⸗ 
und Seeſanitätscapitanates in Trieſt Ludwig Blaſich anläßlich defſen Penſto⸗ 
nirung taxfrei den Titel eines Regierungsrathes verliehen. 


Erledigungen. 

Cuſtosſtelle bei der k. k. Studienbibliothek in Klagenfurt mit 1400 fl. 
Gehalt und Naturalwohnung, bis 4. September. (Amtsbl. Nr. 169.) 

Evidenzhaltungs⸗Obergeometersſtelle für den Vermeſſungsbezirk Eger und 
Pilſen in der neunten Raugsclaſſe, eventuell Evidenzhaltungs⸗Geometersſtellen 
erſter und zweiter Claſſe, beziehungsweiſe Evidenzhaltungselevenſtelle mit 500 fl. 
Adjutum, bis 20. Auguſt. (Amtsbl Nr. 169.) 

Directorsſtelle der k. k. Krankenanſtalt „Rudolphſtiftung“ in Wien mit 
2400 fl. Gehalt, Activitätszulage von 350 fl. und Naturalwohnung, bis 25. Auguſt. 
(Amtsbl. Nr. 170.) 

Rechnungsrathsſtelle in der achten Rangsclaſſe bei der niederöſterreichiſchen 
Finanz⸗Landesdirection, bis Ende Auguſt. (Amtsbl. Nr. 170.) 

u oder a in der achten Rangs⸗ 
e 5 ; > 5 elaſſe, eventuell eine Finanzcommiſſärs⸗ oder Finanzconeipiſtenſtelle in der neunten, 
präſidiums in Krain vom 3. Juni 1886, Z. 1364 Pr., betreffend die Aus⸗ ee zehnten Rangsclaſſe, bis Ende Auguſt en Nr. 170.) 
ſchreibung der Normalſchulfonds⸗Landesumlage pro 1886. — 14. Kundmachung Concepts prakticantenſtelle bei der Stadtgemeinde Steyr mit 600 fl. Adju⸗ 
des Landesausſchuſſes für das Herzogthum Krain ddo. 12. Juni 1886, 3.2341, | tum, bis 20. Auguſt. (Amtsbl. Nr. 170.) 
betreffend das Statut für die krainiſche Landes⸗Irrenanſtalt. Ingenieursſtelle im Bereiche des Staatsbaudienſtes von Dalmatien in 

Stück Alus 29. Juli. — 15. Kundmachung des k. k. Landes⸗ der neunten Rangsclaſſe, bis Ende Auguſt. (Amtsbl. Nr. 170.) 

IX. Stück. Ausgeg. am 29. Juli. a 9 Sulz Kanzliſtenſtelle in der eilften Rangsclaſſe bei den Hilfsämtern der Landes⸗ 
präſidenten in Krain vom 18. Juni 1886, 3. 5785, betreffend die Stempel⸗ regierung in der Bukowina, bis Ende Auguſt. (Amtsbl. Nr. 172.) 
freiheit der Eingaben um Ausſtellung oder Erneuerung von Jagdkarten. — zn u ——.. x — 
16. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten in Krain vom 29. Mai 1886, DEE Diez für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
3. 3355 Pr., mit welcher im Grunde der, mit Erlaß des hohen k. k. Ackerbau⸗ den Erkenntniſſen des F. k. Verwaltungsgerichtshofes als Veilage: 
miniſteriums vom 26. November 1885, 8. 14.745, im Einvernehmen mit dem | Bogen 12 der Erfenntniffe 1887. 


BEE —— — — 


Geſetze und Verordnungen. 
1886. II. Semeſter. 
Landesgeſetzblatt für das Herzogthum Krain. 
VIII. Stück. Ausgeg. am 13. Juli. — 13. Kundmachung des k. k. Landes- 
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